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Eine Herausforderung
für die Demokratie

A
ls unmittelbar vor Weihnach-
ten 2017 ein jüdischer Restau-
rantbesitzer vor seinem Berli-
ner Lokal von einem Deut-
schen antisemitisch be-

schimpft wurde, schlug die Empörung
hohe Wellen. Denn seine Freundin doku-
mentierte die minutenlangen Hasstiraden
mit dem Handy, die darin gipfelten, dass
dem Sohn eines Holocaust-Überlebenden
prophezeit wurde, wie alle Juden in der
Gaskammer zu landen. Der rasch ins Netz
gestellte „völlig unfassbare“ Vorfall, so
der damalige Bundesjustizminister Heiko
Maas, schreckte nicht nur die Bundesre-
gierung auf. Denn schlagartig schien klar
zu sein, dass der Antisemitismus nicht
nur in rechtsradikalen, muslimischen und
antiimperialistisch geprägten linken Mi-
lieus fest verankert, sondern auch in der
Mitte der Gesellschaft angekommen ist.

Ob dies tatsächlich so ist, darüber ge-
hen die Meinungen allerdings weit ausei-
nander. Fest steht, jeder fünfte Deutsche
ist latent antisemitisch eingestellt. Seit
vielen Jahren hält sich dieser Wert weitge-
hend konstant. Die Aussage, „bei der Poli-
tik, die Israel betreibt, kann ich gut verste-
hen, dass man etwas gegen Juden hat“,
stößt bei rund 40 Prozent der Deutschen
auf Zustimmung.

Aber ist deshalb davon auszugehen,
dass über ein Drittel der Bundesbürger
tatsächlich Judenhasser sind? Gewiss
nicht; allerdings fällt bei vielen nicht-jüdi-
schen Deutschen auf, dass sie antisemiti-
sche Beleidigungen, Beschimpfungen
und Attacken versuchen kleinzureden, zu
relativieren und die Reaktion der jüdi-

schen Mitbürger darauf oft als hysterisch
abtun.

Ein Jahr nach der verbalen Hetz-Atta-
cke am Rand der Berliner City-West gibt
es in der Bundesrepublik erstmals einen
Beauftragten für „jüdisches Leben in
Deutschland und die Bekämpfung des
Antisemitismus“. Der Diplomat Felix
Klein steht dabei vor einer heiklen Grat-
wanderung. Denn immer mehr Juden
fühlen sich in Deutschland bedroht. 85
Prozent von ihnen halten den Antisemi-
tismus für ein wachsendes Problem, wäh-
rend 88 Prozent der Deutschen dieses
Thema als nicht so wichtig erachten. Da-

bei gehen antijüdische Einstellungen,
egal ob als Vorurteil oder im Gewand der
Israel-Kritik, alle Bürger an. Der Umgang
mit Antisemitismus ist ein Lackmustest
für die Demokratie, die Bekämpfung im-
mer auch ein Beitrag zur Stärkung einer
demokratischen Gesellschaft.

Deshalb muss nicht nur die Politik die
Sorgen der jüdischen Deutschen ernst
nehmen, von denen fast die Hälfte bereits
ans Auswandern gedacht hat. Das fängt
bei der Verrohung der Sprache an, die
ganz konkret für die von Rechtspopulis-
ten vorangetriebene Diskursverschiebung
steht. Was früher allenfalls leise hinter
verschlossenen Türen gewagt wurde zu
sagen, hört man heute zunehmend laut
auf der Straße. So sinkt die Hemm-
schwelle, andere Menschen anzugreifen.
Das spiegelt sich auch im so genannten

religiösen Mobbing durch muslimische
Jugendliche, das zuletzt immer häufiger
in den Fokus rückte.

Dabei ist Antisemitismus eher selten
religiös begründet, sondern geht vor al-
lem auf den ungelösten Nahostkonflikt
zurück. Um Klarheit über die reale Bedro-
hungslage jüdischer Mitbürger zu erlan-
gen, soll die bislang vor allem in Berlin
tätige Recherche- und Informationsstelle
Antisemitismus (RIAS) im kommenden
Jahr bundesweit für Opfer und Zeugen
judenfeindlicher Vorfälle zur Verfügung
stehen. Auch sind Meldestellen in weite-
ren Bundesländern geplant.

Das sind erste wichtige Schritte, doch
sie reichen bei weitem nicht aus. Um Ju-
denhass in der Schule entgegen zu treten,
müssen Lehrer auch didaktisch und fach-
lich dazu in der Lage sein. Nach wie vor
fehlen entsprechende Fortbildungen, um
Pädagogen zu sensibilisieren. Auch die
Möglichkeiten, Gedenkstätten und Erin-
nerungsorte der Judenverfolgung zu be-
suchen, wird viel zu selten genutzt. Das
trägt indirekt dazu bei, dass die Stimmen
der Holocaust-Leugner und -Relativierer
deutlicher wahrgenommen werden.

Auch bei der Polizei und anderen Si-
cherheitsbehörden ist der Nachholbedarf
groß. So werden manche Straftaten nicht
als antisemitisch erfasst, weil die Ermitt-
lungsbehörden sie nach unklaren Krite-
rien einstufen oder gar nicht erst erken-
nen. Nach wie vor werden auf Demonst-
rationen israelische Flaggen verbrannt,
obwohl dies mit strikten Auflagen zu ver-
hindern wäre. Es gibt zahlreiche Möglich-
keiten, gegen Antisemitismus Zeichen zu
setzen. Dieser Kampf betrifft die gesamte
Zivilgesellschaft, denn es ist ein Kampf
für eine offene, liberale und tolerante
Gesellschaft und für das Menschenrecht
der freien Religionsausübung.

Peter Gärtner
über Antisemitismus

peter.gärtner@weser-kurier.de

Immer mehr Juden
fühlen sich in Deutschland

bedroht.

Ein Lobbyregister gegen geheime Einflussnahme

W elche Macht haben Lobbyisten?
Kürzlich sorgten die sogenannten
„Implant Files“ für Schlagzeilen:

Die Lobby der Medizinprodukte-Hersteller
setzt seit Jahren Politikerinnen und Politiker
sowie Behörden unter Druck, damit es zu
keiner strengeren Zertifizierung ihrer Pro-
dukte kommt – vermeidbare Gesundheitsri-
siken werden dabei hingenommen. Hätte
die Presse diesen Skandal nicht aufgedeckt,
wäre den Bürgerinnen und Bürgern verbor-
gen geblieben, welchen Einfluss die Indust-
rie auf die Politik ausübt.

Womit wir beim Hauptproblem von Lob-
byismus wären: Er findet zu oft hinter ver-

schlossenen Türen statt. Wie sollen Bürge-
rinnen und Bürger einem Gesetz, ihren
Volksvertreterinnen und Volksvertretern
– und damit der Demokratie – vertrauen,
wenn sie nicht wissen, von wem diese beein-
flusst wurden? Dies stellt ein Nährboden für
Populismus und Abwendung von der Demo-
kratie dar. Was können wir dagegen tun?
Viele fordern ein Lobbyismusverbot. Doch
Interessenvertretung ist sinnvoll: Gesetzge-
ber können nicht in allen Bereichen Exper-
ten sein. Sie brauchen die Einschätzung von
Fachleuten und den direkten Austausch mit
allen Beteiligten. So kann nach Abwägung
aller Argumente eine unabhängige Ent-
scheidung getroffen werden.

In der Realität funktioniert dies aber
nicht. Denn die Lobbys sind nicht gleich
aufgestellt: Wer mehr Geld und die besseren
Kontakte hat, kann mehr Einfluss nehmen.

Und vor allem, weil es an Transparenz fehlt!
Der Übermacht finanzkräftiger Lobbyis-

ten begegnet man am besten mit einem
verpflichtenden, wirkungsvollen Lobbyre-
gister. Lobbyisten tragen sich ein und geben
an, wer ihre Auftraggeber sind, auf welche
Gesetzentwürfe sie Einfluss nehmen, mit
welchen Abgeordneten oder Beamten sie
reden, welche Unterlagen sie austauschen
und wie hoch ihr Budget dafür ist. Bei Ver-
stößen erhalten sie eine hohe Geldstrafe
und bei schweren Fällen ein Kontaktverbot
zu den Gesetzgebern.

Utopisch? Bald hoffentlich nicht mehr.
Bisher blockierte vor allem die CDU/
CSU-Fraktion jegliche Fortschritte in diese
Richtung. Inzwischen ist die Union von ihrer
Fundamentalblockade abgerückt: Der
CDU-Abgeordnete Patrick Sensburg, Vorsit-
zender des zuständigen Bundestagsaus-

schusses, hat sich für ein Lobbyregister aus-
gesprochen und will demnächst einen Ge-
setzentwurf vorbereiten. Es geht also nicht
mehr darum, ob es ein Lobbyregister geben
wird, sondern wie es ausgestaltet wird. Ich
bin überzeugt: Ein weitreichendes und
strenges Lobbyregister wird das Vertrauen
in die Politik wieder stärken!

Léa Briand
über Transparenz in der Politik

Namentlich gekennzeichnete Kommentare geben
nicht unbedingt die Meinung der Redaktion wieder.

Unsere Gastautorin
ist bei der Transparenzorga-
nisation abgeordneten-
watch.de tätig, deren Peti-
tion zur Einführung eines
Lobbyregisters von über
250000 Bürgern unter-
schrieben wurde.

Emder Zeitung

Leipziger Volkszeitung

Westfälische Nachrichten
über das Kindergeld: „Es lohnt ein Blick auf
Details, ohne dumpfe Vorurteile auf der einen,
ohne integrationsromantische Wunschvor-
stellungen auf der anderen Seite. Die über-
wiegende Mehrzahl der Eltern, die hier fleißig
arbeiten und an der Wertschöpfung mitwir-
ken, deren Kinder aber nicht in Deutschland
leben, haben einen absolut gerechtfertigten
Anspruch auf diese Leistung. Sie zahlen hier
Steuern, zahlen in die Sozialversicherungs-
systeme ein ‒ kein unwichtiger Posten in einer
demografisch alternden Gesellschaft, die gern
über Work-Life-Balance und Frühverrentung
nachdenkt und manchmal vergisst, dass Ver-
teilen auch vom Erwirtschaften kommt.“

über Trumps Truppenbesuch: „Eine außen-
politische Linie oder gar Vision sucht man in
Trumps Rede im Irak vergeblich. Im Gegen-
teil: Die Ausführungen erinnern an den Kon-
gresswahlkampf. Selbst in einem Bürger-
kriegsland kann es dieser Präsident nicht
unterlassen, die eigenen Oppositionspolitiker
als vaterlandslose Gesellen darzustellen. ,Die
Demokraten wollen nicht, dass wir sichere
Grenzen haben’, pöbelte der Commander-in-
Chief. Deutlicher kann man die wahre Moti-
vation des außenpolitischen Aktivismus
kaum offenlegen: Trump geht es nicht um Sy-
rien, den Irak oder Afghanistan. Seine plötz-
lichen Initiativen sind reine Ablenkungsma-
növer von innenpolitischen Rückschlägen.“

über die Bundeswehr: „Seit vielen Jahren wird
darüber debattiert, eine europäische Armee
zu schaffen. Bislang ist es dazu nicht gekom-
men, sieht man mal von gemeinsamen Trup-
penteilen wie der deutsch-französischen Bri-
gade ab. Ein Fachkräfte-Austausch innerhalb
der EU könnte ein Anfang für ein weiteres Zu-
sammenwachsen der europäischen Armeen
sein. Dass das viele Vorteile hätte, liegt auf
der Hand. Ganz abgesehen von einem geein-
ten Europa würden sich gemeinsame Streit-
kräfte auch auf die Wehr-Etats auswirken.
Denn ganz ehrlich: Statt für Panzer ließe sich
das Geld auch für anderes ausgeben.“

Langeweile

Z DF-Intendant Thomas Bellut warnt
vor Qualitätseinbußen, falls der Rund-
funkbeitrag nicht moderat erhöht

wird. Aus seiner Sicht mag das nachvollzieh-
bar sein. Aber ob der Gebührenzahler, also
jeder Haushalt, ob er nun ein TV- oder Ra-
diogerät hat oder nicht, das so sieht, ist frag-
lich – gerade wenn es um die Qualität der
Beiträge geht. Bezieht Bellut seine Warnung
etwa auf die Quizshows, die schon jetzt in
ihrer Vielzahl eine Konzentration an Lange-
weile darstellen?

Sicherlich gibt es auch qualitativ hoch-
wertige Sendungen – etwa, wenn es um Ver-
braucherbeitrage, Reportagen und politi-
sche Sendungen geht. Doch sich hinzustel-
len und eben mal mehr Geld zu fordern, so
einfach darf das System auf keinen Fall
funktionieren. Zum einen gibt es noch
reichlich Rücklagen. Zum anderen sollte
zunächst das vereinbarte Sparprogramm
noch einmal umfassend erweitert und zügi-
ger umgesetzt werden. Und wenn das alles
nicht hilft, dann sollte grundsätzlich über
eine Reform und eine Verschlankung des
öffentlich-rechtlichen Fernsehangebots
nachgedacht werden – allein der Qualität
wegen. Bericht Seite 17

peter.hanuschke@weser-kurier.de

Peter Hanuschke
über den Rundfunkbeitrag

Eingeknickt

B undesernährungsministerin Julia
Klöckner möchte „keinen Nan-
ny-Staat“ und „keine Ernährungspoli-

zei“ – deshalb belässt es die CDU-Politikerin
bei einer freiwilligen Selbstverpflichtung
der Lebensmittelindustrie, ob die Hersteller
bei der ab 2019 gültigen Strategie zur schritt-
weisen Reduzierung von Zucker, Salz und
Fett mitmachen. Oder eben auch nicht. Sei
das der Fall, so Klöckner, müssten weitere
Maßnahmen geprüft werden. Oder auch
nicht. Einzelne Unternehmen haben schon
jetzt gewarnt, dass sie sich solche Eingriffe
nicht gefallen lassen werden.

Das müssen sie auch nicht. Denn der na-
tionalen Strategie der Ministerin fehlen
strenge staatliche und verbindliche Vorga-
ben. Sie ist so weich und flauschig wie Zu-
ckerwatte. Wie ihr Amtsvorgänger Christian
Schmidt (CSU) ist Klöckner eingeknickt,
auch sie will es sich offenbar nicht mit der
mächtigen Branche verderben. Die müsste
nämlich um ihre Umsätze fürchten, wenn
sie ihre Rezepturen ändert. Gründe, um eine
Zuckersteuer oder eine Nährwertampel
einzuführen, gibt es allerdings genügend: al-
len voran die Gesundheit der Bürger.

Bericht Seite 1 und Interview Seite 11
sabine.doll@weser-kurier.de

Sabine Doll
über ungesunde Lebensmittel
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